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Abschnitt 3
Berufsbildungsausschuss der zuständigen Steile

§77
Errichtung

(1) Die zuständige Stelle errichtet einen Berufsbildungs­
ausschuss. Ihm gehören sechs Beauftragte der Arbeitge­
ber, sechs Beauftragte der Arbeitnehmer und sechs Lehr­
kräfte an berufsbildenden Schulen an, die Lehrkräfte mit 
beratender Stimme.

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vor­
schlag der zuständigen Stelle, die Beauftragten der Ar­
beitnehmer auf Vorschlag der im Bezirk der zuständigen 
Stelle bestehenden Gewerkschaften und selbständigen

(3) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbil­
dungsausschuss zu unterrichten ist, sind insbesondere:

1. Zahl und Art der der zuständigen Stelle angezeigten 
Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung und 
beruflichen Umschulung sowie der eingetragenen Be­
rufsausbildungsverhältnisse,

2. Zahl und Ergebnisse von durchgeführten Prüfungen 
sowie hierbei gewonnene Eriahrungen,

3. Tätigkeit der Berater und Beraterinnen nach § 76 Abs. 1 
Satz 2,

4. für den räumlichen und fachlichen Zuständigkeitsbereich 
der zuständigen Stelle neue Formen, Inhalte und Me­
thoden der Berufsbildung,

5. Stellungnahmen oder Vorschläge der zuständigen Stelle 
gegenüber anderen Stellen und Behörden, soweit sie 
sich auf die Durchführung dieses Gesetzes oder der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
beziehen,

Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufs­
politischer Zwecksetzung, die Lehrkräfte an berufsbilden­
den Schulen von der nach Landesrecht zuständigen Be­
hörde längstens für vier Jahre als Mitglieder berufen.

(3) Die Tätigkeit im Berufsbildungsausschuss ist ehren­
amtlich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, 
soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite ge­
währt wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, 
deren Höhe von der zuständigen Stelle mit Genehmigung 
der obersten Landesbehörde festgesetzt wird.

(4) Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Beru­
fung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden.

(5) Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertrete­
rinnen. Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Stellvertreter und 
Stell Vertreterinnen entsprechend.

(6) Der Berufsbildungsausschuss wählt ein Mitglied, das 
den Vorsitz führt, und ein weiteres Mitglied, das den Vor­
sitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und seine 
Stellvertretung sollen nicht derselben Mitgliedergruppe 
angehören.

§78
Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Berufsbildungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgege­
benen Stimmen.

(2) Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich, 
dass der Gegenstand bei der Einberufung des Ausschus­
ses bezeichnet ist, es sei denn, dass er mit Zustimmung 
von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder nach­
träglich auf die Tagesordnung gesetzt wird.

§79
Aufgaben

(1) Der Berufsbildungsausschuss ist in allen wichtigen 
Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten 
und zu hören. Er hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eine 
stetige Entwicklung der Qualität der beruflichen Bildung 
hinzu wirken.

(2) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbil­
dungsausschuss anzuhören ist, sind insbesondere:

1. Erlass von Verwaltungsgrundsätzen über die Eignung 
von Ausbildungs- und Umschulungsstätten, für das Füh­
ren von schriftlichen Ausbildungsnachweisen, für die 
Verkürzung der Ausbildungsdauer, für die vorzeitige Zu­
lassung zur Abschlussprüfung, für die Durchführung der 
Prüfungen, zur Durchführung von über- und außerbe­
trieblicher Ausbildung sowie Verwaltungsrichtlinien zur 
beruflichen Bildung,

2. Umsetzung der vom Landesausschuss für Berufsbil­
dung empfohlenen Maßnahmen,

3. wesentliche inhaltliche Änderungen des Ausbildungsver­
tragsmusters.

6. Bau eigener überbetrieblicher Berufsbildungsstätten,

7. Beschlüsse nach Absatz 5 sowie beschlossene Haus­
haltsansätze zur Durchführung der Berufsbildung mit 
Ausnahme der Personalkosten,

8. Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus Ausbil­
dungsverhältnissen,

9. Arbeitsmarktfragen, soweit sie die Berufsbildung im 
Zuständigkeitsbereich der zuständigen Stelle berühren.

(4) Der Berufsbildungsausschuss hat die auf Grund dieses 
Gesetzes von der zuständigen Stelle zu erlassenden 
Rechtsvorschriften für die Durchführung der Berufsbildung 
zu beschließen. Gegen Beschlüsse, die gegen Gesetz 
oder Satzung verstoßen, kann die zur Vertretung der 
zuständigen Stelle berechtigte Person innerhalb einer 
Woche Einspruch ein legen. Der Einspruch ist zu begrün­
den und hat aufschiebende Wirkung. Der Berufsbildungs­
ausschuss hat seinen Beschluss zu überprüfen und erneut 
zu beschließen.

(5) Beschlüsse, zu deren Durchführung die für Berufsbil­
dung im laufenden Haushalt vorgesehenen Mittel nicht 
ausreichen, bedürfen für ihre Wirksamkeit der Zustimmung 
der für den Haushaltsplan zuständigen Organe. Das Glei­
che gilt für Beschlüsse, zu deren Durchführung in folgen­
den Haushaltsjahren Mittel bereitgestellt werden müssen, 
die die Ausgaben für Berufsbildung des laufenden Haus­
halts nicht unwesentlich übersteigen.

(6) Abweichend von § 77 Abs. 1 haben die Lehrkräfte 
Stimmrecht bei Beschlüssen zu Angelegenheiten der 
Berufsausbildungsvorbereitung und Berufsausbildung, so­
weit sich die Beschlüsse unmittelbar auf die Organisation 
der schulischen Berufsbildung auswirken.

§80
Geschäftsordnung

Der Berufsbildungsausschuss gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. Sie kann die Bildung von Unterausschüssen 
vorsehen und bestimmen, dass ihnen nicht nur Mitglieder 
des Ausschusses angehören. Für die Unterausschüsse 
gelten § 77 Abs. 2 bis 6 und § 78 entsprechend.

Abschnitt 4 
Zuständige Behörden

§81
Zuständige Behörden

(1) Im Bereich des Bundes ist die oberste Bundesbehörde 
oder die von ihr bestimmte Behörde die zuständige Behör­
de im Sinne des § 30 Abs. 6, der §§ 32, 33, 40 Abs. 4 und 
der §§ 47, 77 Abs. 2 und 3.

(2) Ist eine oberste Bundesbehörde oder eine oberste 
Landesbehörde zuständige Stelle im Sinne dieses Geset­
zes, so bedarf es im Falle des § 40 Abs. 4 sowie der §§ 47 
und 77 Abs. 3 keiner Genehmigung.


